
Verordnung
zur grenzüberschreitenden Ausschreibung

der Förderung für Strom aus erneuerbaren Energien
sowie zur Änderung weiterer Verordnungen zur Förderung der erneuerbaren Energien

Vom 11. Juli 2016

Es verordnen auf Grund

– des § 88 Absatz 2, 3 und 4 des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066)
die Bundesregierung sowie

– des § 87 Absatz 1 und 2 und § 93 Nummer 1, 2, 6,
8 und 11 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom
21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066) das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie:

Artikel 1

Verordnung
zur grenzüberschreitenden

Ausschreibung der Förderung
für Strom aus erneuerbaren Energien

(Grenzüberschreitende-
Erneuerbare-Energien-Verordnung – GEEV)

T e i l 1

A l l g em e i n e B e s t i mm u n g e n

§ 1

Grenzüberschreitende Ausschreibungen

(1) Im Interesse einer besseren regionalen Zusam-
menarbeit und einer stärkeren Angleichung der Rah-
menbedingungen in den europäischen Strommärkten,
insbesondere mit den an das Gebiet der Bundesrepu-
blik Deutschland angrenzenden Mitgliedstaaten der
Europäischen Union, regelt diese Verordnung die
grenzüberschreitende Ausschreibung des Zahlungsan-
spruchs für Strom aus Freiflächenanlagen, die sich im
Bundesgebiet oder im Staatsgebiet eines anderen Mit-
gliedstaats der Europäischen Union befinden.

(2) Grenzüberschreitende Ausschreibungen sind

1. Ausschreibungen, die die Bundesrepublik Deutsch-
land und ein oder mehrere Kooperationsstaaten ge-
meinsam und aufgrund eines einheitlichen Aus-
schreibungsverfahrens für Strom aus Freiflächenan-
lagen in ihren Staatsgebieten durchführen und bei
denen die Zahlungen für Strom aus diesen Anlagen
entsprechend einer völkerrechtlichen Vereinbarung
aufgeteilt und finanziert werden (gemeinsame Aus-
schreibungen),

2. Ausschreibungen, die die Bundesrepublik Deutsch-
land für Strom aus Freiflächenanlagen im Bundes-
gebiet oder im Staatsgebiet eines oder mehrerer Ko-
operationsstaaten aufgrund der Bestimmungen des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes und dieser Verord-
nung durchführt und bei denen die Zahlungen für
Strom aus diesen Anlagen aufgrund einer völker-
rechtlichen Vereinbarung über die EEG-Umlage

finanziert werden (geöffnete nationale Ausschrei-
bungen), und

3. Ausschreibungen, die ein Kooperationsstaat für
Strom aus Freiflächenanlagen in seinem Staatsge-
biet, im Bundesgebiet oder im Staatsgebiet eines
anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union auf-
grund eigener Bestimmungen durchführt und bei de-
nen die Zahlungen für Strom aus diesen Anlagen
aufgrund einer völkerrechtlichen Vereinbarung nach
dem Fördersystem des Kooperationsstaates finan-
ziert werden (geöffnete ausländische Ausschreibun-
gen).

(3) Grenzüberschreitende Ausschreibungen nach
Absatz 1 sind nur zulässig, wenn

1. sie mit einem oder mehreren Kooperationsstaaten
im Sinn der Kooperationsmaßnahmen nach den Ar-
tikeln 5 bis 8 oder des Artikels 11 der Richtlinie
2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 23. April 2009 zur Förderung der Nutzung
von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Än-
derung und anschließenden Aufhebung der Richt-
linien 2001/77/EG und 2003/30/EG (ABl. L 140 vom
5.6.2009, S. 16) völkerrechtlich vereinbart worden
sind (völkerrechtliche Vereinbarung),

2. sie nach dem Prinzip der Gegenseitigkeit durchge-
führt werden

a) als gemeinsame Ausschreibungen mit mindes-
tens einem Kooperationsstaat oder

b) als geöffnete nationale Ausschreibungen, sofern
auch die Kooperationsstaaten in einem vergleich-
baren Umfang ihre Ausschreibungen für Anlagen
im Bundesgebiet öffnen oder Maßnahmen mit ei-
nem vergleichbaren Effekt durchführen, und

3. der Strom physikalisch importiert wird oder die tat-
sächlichen Auswirkungen des in der Anlage erzeug-
ten Stroms auf den deutschen Strommarkt ver-
gleichbar sind zu der Auswirkung, die der Strom
bei einer Einspeisung im Bundesgebiet hätte.

§ 2

Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung ist anzuwenden für

1. gemeinsame Ausschreibungen,

2. geöffnete nationale Ausschreibungen mit Ausnahme
von Teil 6 und

3. geöffnete ausländische Ausschreibungen mit Aus-
nahme der Teile 2 bis 5 und 8.

(2) Abweichend vom räumlichen Geltungsbereich
nach § 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes kann ein
Zahlungsanspruch nach dem Erneuerbare-Energien-
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Gesetz und dieser Verordnung nicht nur für Strom aus
Freiflächenanlagen im Bundesgebiet, sondern auch für
Strom aus Freiflächenanlagen in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union bestehen, wenn auf-
grund eines Zuschlags in einer gemeinsamen oder ei-
ner geöffneten nationalen Ausschreibung eine Zah-
lungsberechtigung nach Maßgabe dieser Verordnung
ausgestellt worden ist.

(3) Die sonstigen nationalen Ausschreibungen für
Strom aus Anlagen im Bundesgebiet bleiben unberührt.

§ 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinn dieser Verordnung ist

1. „Ausschreibungsvolumen“ die Summe der installier-
ten Leistung, für die der Zahlungsanspruch nach
§ 26 zu einem Gebotstermin ausgeschrieben wird,

2. „bezuschlagtes Gebot“ ein Gebot, für das ein Zu-
schlag erteilt worden ist,

3. „Freiflächenanlage“ jedes Modul zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie, das nicht auf,
an oder in einem Gebäude oder einer sonstigen bau-
lichen Anlage, die vorrangig zu anderen Zwecken als
der Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungs-
energie errichtet worden ist, angebracht ist; mehrere
Module gelten abweichend von § 32 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes unabhängig von den Eigen-
tumsverhältnissen und ausschließlich für die Bestim-
mungen dieser Verordnung und zum Zweck der Er-
mittlung des Zahlungsanspruchs nach § 26 für den
jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten Generator als
eine Anlage, wenn sie sich auf demselben Grund-
stück, demselben Betriebsgelände oder sonst in un-
mittelbarer räumlicher Nähe befinden und innerhalb
von zwölf aufeinanderfolgenden Kalendermonaten in
Betrieb genommen worden sind,

4. „Gebotsmenge“ die zu installierende Leistung in Ki-
lowatt, für die der Bieter ein Gebot abgegeben hat,

5. „Gebotstermin“ der Kalendertag, an dem die Frist für
die Abgabe von Geboten für eine Ausschreibung ab-
läuft,

6. „Gebotswert“ der anzulegende Wert, den der Bieter
in seinem Gebot angegeben hat,

7. „Kooperationsstaat“ ein Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union, mit dem die Bundesrepublik Deutsch-
land eine völkerrechtliche Vereinbarung nach § 43
abgeschlossen hat,

8. „regelverantwortlicher Übertragungsnetzbetreiber“
der Übertragungsnetzbetreiber im Sinn des § 5
Nummer 31 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, in
dessen Regelzone der von dem Bieter in seinem Ge-
bot angegebene Standort der geplanten Freiflächen-
anlage liegt.

Te i l 2

Ve r f a h r e n
d e r A u s s c h r e i b u n g

§ 4

Ausschreibungen

(1) Die ausschreibende Stelle führt die in den völker-
rechtlichen Vereinbarungen festgelegten Ausschreibun-

gen durch und schreibt zu diesem Zweck die Zahlungs-
ansprüche nach § 26 und deren Höhe für Strom aus
Freiflächenanlagen mit den vereinbarten Ausschrei-
bungsvolumen und zu den vereinbarten Gebotstermi-
nen aus.

(2) Die ausschreibende Stelle kann bei einer Aus-
schreibung nach Maßgabe der völkerrechtlichen Ver-
einbarung ein Volumen in Kilowatt festlegen, das für
geplante Freiflächenanlagen in einem Kooperations-
staat höchstens bezuschlagt werden darf.

§ 5

Bekanntmachung
der Ausschreibungen

(1) Die ausschreibende Stelle macht die Ausschrei-
bungen nach Ablauf der neunten und vor Ablauf der
sechsten Kalenderwoche vor dem jeweiligen Gebots-
termin auf ihrer Internetseite bekannt. Gemeinsame
Ausschreibungen können zusätzlich durch eine auslän-
dische Stelle auf ihrer Internetseite bekannt gemacht
werden, sofern dies in der völkerrechtlichen Verein-
barung festgelegt ist.

(2) Die Bekanntmachungen müssen folgende Anga-
ben enthalten:

1. den Gebotstermin,

2. das Ausschreibungsvolumen nach § 4 Absatz 1,

3. ein nach § 4 Absatz 2 festgelegtes Volumen, das für
geplante Freiflächenanlagen im Staatsgebiet des
Kooperationsstaates höchstens bezuschlagt wer-
den darf,

4. die Angabe des Kooperationsstaates und bei einer
gemeinsamen Ausschreibung die Angabe der aus-
schreibenden Stelle nach § 36 Absatz 1 und der
jeweils zuständigen ausländischen Stellen nach
§ 36 Absatz 2,

5. die Angabe der Mitgliedstaaten der Europäischen
Union, in deren Staatsgebieten die Freiflächenanla-
gen errichtet werden müssen, um eine Zahlung
nach § 26 in Anspruch nehmen zu können,

6. die Anforderungen an die Flächen im Kooperations-
staat, die als Voraussetzungen für die Zahlung nach
§ 26 in der völkerrechtlichen Vereinbarung festge-
legt worden sind,

7. die sonstigen Voraussetzungen für die Zahlung
nach § 26, die in der völkerrechtlichen Vereinbarung
festgelegt worden sind,

8. die Höhe der zu leistenden Sicherheit nach § 7,

9. den Höchstwert nach § 9,

10. die Gebotsmenge, die mindestens und höchstens
pro Gebot abgegeben werden darf,

11. bei einer gemeinsamen Ausschreibung das Verfah-
ren zur Zuordnung bezuschlagter Gebote zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und dem Koope-
rationsstaat,

12. die nach § 39 Absatz 1 von der ausschreibenden
Stelle für die Gebotsabgabe vorgegebenen Format-
vorgaben und

13. einen Hinweis auf die Festlegungen der Bundes-
netzagentur nach § 40 oder die Vorgaben in der
völkerrechtlichen Vereinbarung nach § 43, soweit
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sie die Gebotsabgabe und das Zuschlagsverfahren
betreffen.

(3) Die ausschreibende Stelle macht die Internetsei-
te, auf der die grenzüberschreitenden Ausschreibungen
nach den Absätzen 1 und 2 bekannt gemacht werden,
vor der ersten grenzüberschreitenden Ausschreibung
im Amtsblatt der Europäischen Union bekannt.

§ 6

Voraussetzungen
für die Teilnahme an Ausschreibungen

(1) Bei den Ausschreibungen dürfen natürliche Per-
sonen, rechtsfähige Personengesellschaften und juris-
tische Personen Gebote abgeben. Bieter aus dem
Kooperationsstaat, die nach dem Recht des Koopera-
tionsstaates rechtsfähig sind, dürfen nicht deswegen
ausgeschlossen sein, weil sie keiner deutschen Rechts-
form entsprechen.

(2) Die Gebote dürfen nur für Freiflächenanlagen, die
im Bundesgebiet oder im Staatsgebiet des Koopera-
tionsstaates errichtet werden sollen, abgegeben werden.

(3) Die Gebote müssen jeweils einen Umfang von ei-
ner installierten Leistung von mindestens 100 Kilowatt
und höchstens 10 Megawatt haben. In der völkerrecht-
lichen Vereinbarung kann abweichend von Satz 1 fest-
gelegt werden, dass die kleinste Gebotsmenge kleiner
oder größer als 100 Kilowatt und die höchste Gebots-
menge pro Gebot kleiner als 10 Megawatt ist.

(4) Bieter dürfen in einer Ausschreibung mehrere Ge-
bote abgeben; in diesem Fall müssen sie ihre Gebote
nummerieren und die Erklärung nach Absatz 6 so kenn-
zeichnen, dass sie eindeutig dem jeweiligen Gebot zu-
geordnet werden kann.

(5) Die Gebote müssen jeweils die folgenden Anga-
ben enthalten:

1. Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse
des Bieters; sofern der Bieter keine natürliche Person
ist, sind auch anzugeben:

a) der Unternehmenssitz,

b) der Name einer natürlichen Person, die zur Kom-
munikation mit der ausschreibenden Stelle und
zum Abschluss von Rechtsgeschäften nach die-
ser Verordnung bevollmächtigt ist (Bevollmäch-
tigter), und

c) wenn mindestens 25 Prozent der Stimmrechte
oder des Kapitals bei anderen rechtsfähigen Per-
sonengesellschaften oder juristischen Personen
liegen, deren Namen und Sitz,

2. den Gebotstermin der Ausschreibung, für die das
Gebot abgegeben wird,

3. die Gebotsmenge in Kilowatt ohne Nachkommastel-
len,

4. den Gebotswert in Cent pro Kilowattstunde mit zwei
Nachkommastellen,

5. den Standort der geplanten Freiflächenanlage, auf
die sich das Gebot bezieht, mit Staat, Gemeinde,
Gemarkung, Flur und Flurstück oder, sofern keine
Gemarkung, keine Flur oder kein Flurstück vorhan-
den, mit den geographischen Koordinaten und

6. die Art der Nutzung der Fläche, auf der die geplante
Freiflächenanlage errichtet werden soll, und bei ge-

planten Freiflächenanlagen im Bundesgebiet den
Stand der Bauleitplanung der Fläche zum Zeitpunkt
der Abgabe des Gebots.

(6) Bieter müssen den Geboten eine schriftliche Er-
klärung beifügen, dass der Bieter Eigentümer der nach
Absatz 5 Nummer 5 als Standort der geplanten Freiflä-
chenanlage benannten Fläche ist oder ihm die Errich-
tung der Freiflächenanlage vom Eigentümer der Fläche
gestattet wurde.

(7) Die Gebote müssen der ausschreibenden Stelle
spätestens am Gebotstermin zugegangen sein. Die
Rücknahme von Geboten ist bis zum Gebotstermin zu-
lässig; maßgeblich ist der Zugang bei der ausschrei-
benden Stelle. Die Rücknahme muss durch eine unbe-
dingte, unbefristete und der Schriftform nach § 126 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs genügende Rücknahme-
erklärung des Bieters erfolgen, die sich dem entspre-
chenden Gebot eindeutig zuordnen lässt. Bieter sind
an ihre Gebote, die fristgerecht abgegeben und nicht
bis zum Gebotstermin zurückgenommen worden sind,
bis zum Ablauf des zweiten auf den Gebotstermin fol-
genden Kalendermonats gebunden, sofern nicht vorher
dem Bieter der Ausschluss des Gebots oder die Nicht-
erteilung eines Zuschlags von der Bundesnetzagentur
oder der ausländischen Stelle mitgeteilt worden ist.

§ 7

Sicherheiten

(1) Bieter müssen bei der ausschreibenden Stelle bis
zum Gebotstermin für ihre Gebote eine Sicherheit nach
Maßgabe der folgenden Absätze und des § 8 leisten.
Durch die Sicherheit werden die Forderungen der Über-
tragungsnetzbetreiber nach § 34 Absatz 1 oder die For-
derungen der ausländischen Stelle gesichert.

(2) Die Höhe der Sicherheit nach Absatz 1 bestimmt
sich aus der in dem Gebot angegebenen Gebotsmenge
multipliziert mit 70 Euro pro Kilowatt, sofern in einer
Festlegung der Bundesnetzagentur nach § 40 Num-
mer 3 oder in der völkerrechtlichen Vereinbarung nach
§ 43 kein anderer Wert festgelegt worden ist.

(3) Bieter müssen bei der Leistung der Sicherheit
das Gebot, auf das sich die Sicherheit bezieht, eindeu-
tig bezeichnen.

§ 8

Anforderungen
an die Sicherheiten

(1) Wer eine Sicherheit nach § 7 leisten muss, kann
dies bewirken durch

1. die unwiderrufliche, unbedingte, unbefristete und
selbstschuldnerische Bürgschaft auf erstes Anfordern
nach Maßgabe von Absatz 2 und die Übergabe einer
entsprechenden schriftlichen Bürgschaftserklärung
an die ausschreibende Stelle oder

2. die Zahlung eines Geldbetrags auf ein nach Absatz 5
eingerichtetes Verwahrkonto der ausschreibenden
Stelle.

(2) Die Bürgschaftserklärung ist schriftlich in deut-
scher Sprache oder der Amtssprache des Kooperations-
staates unter Verzicht auf die Einrede der Vorausklage
nach § 771 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und unter
Verzicht auf die Einreden der Aufrechenbarkeit und An-
fechtbarkeit nach § 770 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
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einzureichen und muss nach Vorgabe der ausschrei-
benden Stelle nach § 39 Absatz 1 und 2 ausgestellt
sein. Es muss sich um eine Bürgschaft auf erstes An-
fordern handeln. Der Bürge muss in der Europäischen
Union oder in einem Staat der Vertragsparteien des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum als
Kreditinstitut oder als Kreditversicherer zugelassen
sein. Die ausschreibende Stelle kann im Einzelfall bei
begründeten Bedenken gegen die Tauglichkeit des Bür-
gen vom Bieter verlangen, die Tauglichkeit des Bürgen
nachzuweisen. Für den Nachweis der Tauglichkeit im
Einzelfall ist der Maßstab des § 239 Absatz 1 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs heranzuziehen.

(3) Wer eine Sicherheit nach § 7 geleistet hat, ist be-
rechtigt, den gezahlten Geldbetrag gegen eine entspre-
chende geeignete Bürgschaft und eine geleistete Bürg-
schaft gegen einen entsprechenden Geldbetrag umzu-
tauschen.

(4) Die ausschreibende Stelle muss unverzüglich die
Sicherheit zurückgeben, wenn

1. der Bieter sein Gebot nach § 6 Absatz 7 Satz 2 und 3
zurückgenommen hat,

2. der Bieter oder sein Gebot ausgeschlossen worden
ist oder der Bieter für sein Gebot keinen Zuschlag
nach § 13 erhalten hat,

3. der Netzbetreiber oder die ausländische Stelle, die
mit den Aufgaben nach § 30 betraut ist, die Angaben
nach § 21 Absatz 2 Nummer 2 bis 5 bestätigt hat,

4. nicht mehr als 5 Prozent der Gebotsmenge des be-
zuschlagten Gebots nach § 18 Satz 2, § 19 Satz 2
oder § 20 Satz 2 entwertet worden sind oder

5. der Bieter die Forderung nach § 34 Absatz 1 erfüllt
hat.

(5) Die ausschreibende Stelle verwahrt die Sicher-
heiten nach Absatz 1 Nummer 2 treuhänderisch zu-
gunsten der Bieter und der Übertragungsnetzbetreiber.
Hierzu richtet sie ein Verwahrkonto ein und ist berech-
tigt, die Sicherheiten nach § 7 als Sicherheit einzube-
halten, bis die Voraussetzungen für die Rückgabe oder
für die Befriedigung des Gläubigers der Forderung nach
§ 34 vorliegen; die Sicherheiten werden nicht verzinst.

§ 9

Höchstwert

(1) In jeder Ausschreibung ist ein Höchstwert nach
Absatz 2 vorgegeben, der vom Gebotswert nicht über-
schritten werden darf.

(2) Der Höchstwert ist der anzulegende Wert nach
§ 51 Absatz 2 Nummer 4 in Verbindung mit § 26 Ab-
satz 3 und § 31 Absatz 1 bis 5 des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der
Ausschreibung, sofern in einer Festlegung der Bundes-
netzagentur nach § 40 Nummer 4 oder bei einer ge-
meinsamen Ausschreibung in der völkerrechtlichen Ver-
einbarung nach § 43 kein niedrigerer Wert als Höchst-
wert festgelegt worden ist.

§ 10

Öffnung und
Prüfung der Gebote

(1) Die ausschreibende Stelle muss die zugegange-
nen Gebote mit einem Eingangsvermerk versehen.

(2) Die ausschreibende Stelle darf die Gebote erst
nach dem Gebotstermin öffnen.

(3) Die ausschreibende Stelle muss alle mit den Ge-
boten abgegebenen Angaben und Erklärungen regis-
trieren und sie muss prüfen, welche Gebote zum
Zuschlagsverfahren nach § 13 zugelassen werden. Ge-
bote sind nur zum Zuschlagsverfahren zuzulassen,
soweit die Gebote oder die Bieter nicht nach den §§ 11
und 12 ausgeschlossen worden sind.

(4) Die Prüfung der Gebote muss von mindestens
zwei Mitarbeitern der ausschreibenden Stelle gemein-
sam durchgeführt und dokumentiert werden. Bieter
sind dabei nicht zugelassen.

§ 11

Ausschluss von Geboten

(1) Die ausschreibende Stelle muss Gebote von dem
Zuschlagsverfahren nach § 13 ausschließen, wenn

1. die Voraussetzungen für die Teilnahme an der Aus-
schreibung nach § 6 nicht vollständig erfüllt sind,

2. bis zum Gebotstermin bei der ausschreibenden
Stelle die Sicherheit nach § 7 und, sofern die Bun-
desnetzagentur die ausschreibende Stelle ist, die
Gebühr nach Nummer 1 der Anlage zur Freiflächen-
ausschreibungsgebührenverordnung nicht vollstän-
dig geleistet worden ist oder die Sicherheit oder die
Gebühr dem Gebot nicht eindeutig zugeordnet wer-
den können,

3. der Gebotswert des Gebots den Höchstwert nach
§ 9 überschreitet,

4. das Gebot Bedingungen, Befristungen oder sonstige
Nebenabreden enthält oder

5. das Gebot nicht den nach § 5 Absatz 2 Nummer 12
und 13 bekannt gemachten Formatvorgaben, Fest-
legungen und Vorgaben entspricht.

(2) Die ausschreibende Stelle darf ein Gebot aus-
schließen, wenn der begründete Verdacht besteht, dass
der Bieter keine Freiflächenanlage auf dem in seinem
Gebot angegebenen Standort plant, und

1. auf den angegebenen Flurstücken eine Freiflächen-
anlage bereits in Betrieb ist und für Strom aus dieser
Freiflächenanlage eine Zahlung nach § 19 des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes oder nach dem För-
dersystem des Kooperationsstaates in Anspruch ge-
nommen worden ist oder

2. die angegebenen Flurstücke der geplanten Freiflä-
chenanlage ganz oder teilweise übereinstimmen

a) mit den in einem anderen Gebot in derselben
Ausschreibung angegebenen Flurstücken oder

b) mit den in einem anderen bezuschlagten Gebot in
einer vorangegangenen geöffneten, gemeinsa-
men oder nationalen Ausschreibung angegebe-
nen Flurstücken, sofern die Gebotsmenge des
bezuschlagten Gebots nicht entwertet worden ist.

Ein Ausschluss von Geboten nach Satz 1 Nummer 1
oder Nummer 2 Buchstabe b ist nicht zulässig, wenn
die errichtete oder geplante Freiflächenanlage erweitert
werden soll und hierfür Gebote abgegeben worden
sind.
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§ 12

Ausschluss von Bietern

Die ausschreibende Stelle darf Bieter und deren Ge-
bote von dem Zuschlagsverfahren nach § 13 ausschlie-
ßen, wenn

1. der begründete Verdacht besteht, dass

a) der Bieter vorsätzlich oder grob fahrlässig Gebote
unter falschen Angaben nach § 6 Absatz 5 oder
unter Vorlage einer falschen Erklärung nach § 6
Absatz 6 in dieser oder einer vorangegangenen
geöffneten, gemeinsamen oder nationalen Aus-
schreibung abgegeben hat,

b) der Bieter mit anderen Bietern Absprachen über
die Gebotswerte der in dieser oder einer voran-
gegangenen geöffneten, gemeinsamen oder na-
tionalen Ausschreibung abgegebenen Gebote
getroffen hat oder

2. die Gebotsmengen mehrerer Zuschläge eines Bie-
ters aus mindestens zwei vorangegangenen geöff-
neten, gemeinsamen oder nationalen Ausschreibun-
gen nach § 20 Satz 2 vollständig entwertet worden
sind.

§ 13

Zuschlagsverfahren

(1) Die ausschreibende Stelle muss vorbehaltlich des
Absatzes 3 allen zugelassenen Geboten im Umfang ih-
res Gebots einen Zuschlag erteilen, wenn die Summe
der Gebotsmengen aller zugelassenen Gebote das
Ausschreibungsvolumen nach § 4 nicht überschreitet.

(2) Die ausschreibende Stelle muss das folgende
Zuschlagsverfahren durchführen, wenn die Summe der
Gebotsmengen aller zugelassenen Gebote das Aus-
schreibungsvolumen nach § 4 Absatz 1 überschreitet.
Die ausschreibende Stelle muss

1. die zugelassenen Gebote sortieren

a) bei unterschiedlichen Gebotswerten nach dem je-
weiligen Gebotswert in aufsteigender Reihenfol-
ge, beginnend mit dem Gebot mit dem niedrigs-
ten Gebotswert,

b) bei dem gleichen Gebotswert nach der jeweiligen
Gebotsmenge in aufsteigender Reihenfolge, be-
ginnend mit der niedrigsten Gebotsmenge; so-
weit die Gebotswerte und die Gebotsmenge der
Gebote gleich sind, entscheidet das Los über die
Reihenfolge, und

2. den zugelassenen Geboten in der Reihenfolge nach
Nummer 1, beginnend mit den Geboten mit den
niedrigsten Gebotswerten, einen Zuschlag im Um-
fang ihres Gebots erteilen, bis das Ausschreibungs-
volumen erstmals durch den Zuschlag zu einem Ge-
bot erreicht oder überschritten ist (Zuschlagsgren-
ze); Geboten oberhalb der Zuschlagsgrenze wird
vorbehaltlich des Absatzes 3 kein Zuschlag erteilt.

(3) Wenn bei einer Ausschreibung für Gebote aus
dem Kooperationsstaat nach § 4 Absatz 2 ein Volumen
festgelegt worden ist, das für geplante Freiflächenanla-
gen in diesem Staat höchstens bezuschlagt werden
darf, muss die ausschreibende Stelle bei diesem Zu-
schlagsverfahren sicherstellen, dass die insgesamt be-
zuschlagte Gebotsmenge für Gebote, in denen als
Standort der geplanten Freiflächenanlage das Staats-

gebiet des Kooperationsstaates angegeben worden ist,
das nach § 5 Absatz 2 Nummer 3 bekannt gemachte
Volumen nicht überschreitet. Zu diesem Zweck darf die
ausschreibende Stelle bei Überschreiten dieses Volu-
mens Gebote, in denen als Standort der geplanten Frei-
flächenanlage das Staatsgebiet des Kooperationsstaa-
tes angegeben worden ist, bei dem Zuschlagsverfahren
nach den Absätzen 1 und 2 nicht berücksichtigen.

(4) Die ausschreibende Stelle muss für jedes Gebot,
für das ein Zuschlag erteilt worden ist, die vom Bieter
nach § 6 Absatz 5 übermittelten Angaben, die nach § 6
Absatz 6 übermittelte Erklärung und den Zuschlagswert
registrieren. Bietern muss die ausschreibende Stelle auf
Antrag Auskunft über die für sie registrierten Zuschläge
erteilen.

§ 14

Zuschlagswert

Zuschlagswert ist

1. bei der Erteilung eines Zuschlags nach § 13 Absatz 1
der Höchstwert nach § 9 oder

2. bei der Erteilung eines Zuschlags nach § 13 Absatz 2
der Gebotswert des Gebots, das den höchsten Ge-
botswert aufweist und einen Zuschlag nach § 13 Ab-
satz 2 erhalten hat.

§ 15

Zuordnung der
Zuschläge und Sicherheiten

(1) Bei einer gemeinsamen Ausschreibung ordnet
die ausschreibende Stelle jedes bezuschlagte Gebot
entweder der Bundesrepublik Deutschland oder dem
Kooperationsstaat nach dem in der völkerrechtlichen
Vereinbarung festgelegten Verfahren zu. Wenn und so-
weit bezuschlagte Gebote dem Kooperationsstaat zu-
geordnet worden sind, besteht der Anspruch auf Zah-
lung für Strom aus den Anlagen, denen die Gebots-
menge dieser Gebote zugeteilt wird, nicht nach § 26,
sondern nach den Bestimmungen des Fördersystems
des Kooperationsstaates; im Übrigen ist für diese An-
lagen, sofern sie sich im Bundesgebiet befinden, § 42
anzuwenden.

(2) Sicherheiten nach § 7 für bezuschlagte Gebote,
die

1. bei einer gemeinsamen Ausschreibung nach Ab-
satz 1 Satz 1 der Bundesrepublik Deutschland zuge-
ordnet oder bei einer geöffneten nationalen Aus-
schreibung ausgestellt worden sind, gelten zuguns-
ten der nach § 34 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 an-
spruchsberechtigten Übertragungsnetzbetreiber,

2. bei einer gemeinsamen Ausschreibung nach Ab-
satz 1 Satz 1 dem Kooperationsstaat zugeordnet
worden sind, gelten zugunsten der ausländischen
Stelle.

§ 16

Bekanntgabe des
Zuschlags und des Zuschlagswerts

(1) Die ausschreibende Stelle muss die Entschei-
dung über die Zuschläge nach § 13 und die Höhe des
Zuschlagswerts nach § 14 öffentlich bekannt geben.

1633Bundesgesetzblatt Jahrgang 2016 Teil I Nr. 34, ausgegeben zu Bonn am 14. Juli 2016 1633Bundesgesetzblatt Jahrgang 2016 Teil I Nr. 34, ausgegeben zu Bonn am 14. Juli 2016 1633Bundesgesetzblatt Jahrgang 2016 Teil I Nr. 34, ausgegeben zu Bonn am 14. Juli 2016 1633Bundesgesetzblatt Jahrgang 2016 Teil I Nr. 34, ausgegeben zu Bonn am 14. Juli 2016

Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger-verlag.de



(2) Die öffentliche Bekanntgabe der Zuschläge wird
bewirkt, indem die folgenden Angaben auf der Internet-
seite der ausschreibenden Stelle bekannt gemacht wer-
den:

1. der Gebotstermin der Ausschreibung, für die die Zu-
schläge erteilt werden,

2. die Namen der Bieter, die einen Zuschlag erhalten,
mit

a) dem jeweils in ihrem Gebot angegebenen Stand-
ort der geplanten Freiflächenanlage,

b) der Nummer des Gebots nach § 6 Absatz 4, so-
fern ein Bieter mehrere Gebote abgegeben hat,
und

c) einer eindeutigen Zuschlagsnummer,

3. der Zuschlagswert nach § 14,

4. bei einer gemeinsamen Ausschreibung der Staat,
dem das bezuschlagte Gebot nach § 15 Absatz 1
Satz 1 zugeordnet worden ist, und

5. der Hinweis, dass mit der Veröffentlichung auf der
Internetseite der ausschreibenden Stelle die Zu-
schläge öffentlich bekannt gegeben werden und die
vollständigen Entscheidungen an dem Standort der
ausschreibenden Stelle von den Bietern eingesehen
werden können.

Die Zuschläge gelten eine Woche nach der öffentlichen
Bekanntmachung nach Satz 1 als bekannt gegeben.

(3) Die ausschreibende Stelle unterrichtet die Bieter,
die einen Zuschlag erhalten haben und deren bezu-
schlagte Gebote der Bundesrepublik Deutschland zu-
geordnet worden sind, unverzüglich über die öffentliche
Bekanntmachung. Dafür übermittelt sie die Angaben
nach Absatz 2 elektronisch und auf Verlangen des Bie-
ters schriftlich.

§ 17

Verbot des
Handels mit Zuschlägen

Die rechtsgeschäftliche Übertragung von Zuschlä-
gen vom Bieter auf Dritte ist unwirksam. Die rechtsge-
schäftliche Übertragung einer Freiflächenanlage ein-
schließlich ihres Zahlungsanspruchs nach der Ausstel-
lung einer Zahlungsberechtigung für die Freiflächenan-
lage bleibt unberührt.

§ 18

Rückgabe von Zuschlägen

Bieter dürfen Zuschläge ganz oder teilweise durch
eine unbedingte und der Schriftform nach § 126 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs genügende Rückgabeerklä-
rung gegenüber der ausschreibenden Stelle zurückge-
ben. Die ausschreibende Stelle muss die mit dem Zu-
schlag nach § 13 Absatz 4 registrierte Gebotsmenge in
dem zurückgegebenen Umfang entwerten.

§ 19

Rücknahme von Zuschlägen

Die ausschreibende Stelle kann Zuschläge nach § 48
des Verwaltungsverfahrensgesetzes zurücknehmen.
Die ausschreibende Stelle muss die mit dem Zuschlag
nach § 13 Absatz 4 registrierte Gebotsmenge in dem
zurückgenommenen Umfang entwerten.

§ 20

Erlöschen von Zuschlägen

Bieter müssen die Ausstellung von Zahlungsberech-
tigungen für die gesamte Gebotsmenge des bezu-
schlagten Gebots spätestens zwei Jahre nach der öf-
fentlichen Bekanntgabe des Zuschlags nach § 16 Ab-
satz 1 und 2 beantragt haben. Die ausschreibende
Stelle muss die nach § 13 Absatz 4 registrierte Gebots-
menge entwerten, soweit innerhalb der Frist nach Satz 1
kein Antrag auf Ausstellung einer Zahlungsberechti-
gung gestellt oder soweit ein gestellter Antrag abge-
lehnt worden ist.

Te i l 3

Z a h l u n g e n
v o n M a r k t p r äm i e n

n a c h d i e s e r Ve r o r d n u n g

§ 21

Antrag auf Ausstellung
von Zahlungsberechtigungen

(1) Die ausschreibende Stelle muss auf Antrag eines
Bieters eine Zahlungsberechtigung für eine Freiflächen-
anlage ausstellen und die Höhe des anzulegenden
Werts nach Maßgabe der §§ 28 und 29 für Strom aus
dieser Freiflächenanlage bestimmen. Bieter dürfen be-
antragen, dass die Gebotsmenge eines bezuschlagten
Gebots ganz oder teilweise einer Freiflächenanlage
oder mehreren Freiflächenanlagen zugeteilt wird.

(2) Der Antrag nach Absatz 1 muss die folgenden
Angaben enthalten:

1. Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse
des Bieters,

2. die installierte Leistung der Freiflächenanlage, für die
die Zahlungsberechtigung ausgestellt werden soll,
und bei einem Antrag nach § 23 die installierte Leis-
tung der Anlagenerweiterung,

3. den Standort der Freiflächenanlage

a) mit Staat, Gemeinde, Gemarkung, Flur, Flurstü-
cken oder, sofern keine Gemarkung, keine Flur
oder kein Flurstück vorhanden, mit den geogra-
phischen Koordinaten und

b) mit Angaben zur Art der Fläche:

aa) bei Flächen im Bundesgebiet, ob die Anfor-
derungen nach § 22 Absatz 1 Nummer 2 er-
füllt sind, und

bb) bei Flächen im Staatsgebiet des Kooperati-
onsstaates, ob die nach § 5 Absatz 2 Num-
mer 6 für den Gebotstermin bekannt gemach-
ten Anforderungen an die Flächen erfüllt sind,

4. das Datum der Inbetriebnahme der Freiflächenan-
lage,

5. den jeweiligen Umfang der Gebotsmenge pro bezu-
schlagtem Gebot, der der Freiflächenanlage zuge-
teilt werden soll, einschließlich der jeweils für die Ge-
bote registrierten Zuschlagsnummern,
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6. die Angaben des Bieters, ob

a) er der Betreiber der Freiflächenanlage ist und

b) für Strom, der in der Freiflächenanlage oder in
Teilen der Freiflächenanlage erzeugt worden ist,
eine Zahlung nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz oder nach dem Fördersystem des Koope-
rationsstaates in Anspruch genommen worden
ist,

7. bei Anlagen im Bundesgebiet die Angaben nach § 3
Absatz 2 Nummer 6, 7 und 13 bis 16 der Anlagen-
registerverordnung.

§ 22

Ausstellung
von Zahlungsberechtigungen

(1) Die Zahlungsberechtigung für eine Freiflächenan-
lage darf von der ausschreibenden Stelle nur ausge-
stellt werden, wenn

1. die Freiflächenanlage vor der Antragstellung in Be-
trieb genommen worden ist und der Bieter bei der
Antragstellung Anlagenbetreiber ist,

2. die Freiflächenanlage,

a) falls sie sich im Bundesgebiet befindet,

aa) im Bereich eines beschlossenen Bebauungs-
plans nach § 30 des Baugesetzbuchs errich-
tet worden ist,

aaa) der vor dem 1. September 2003 aufge-
stellt und später nicht mit dem Zweck
geändert worden ist, eine Anlage zur Er-
zeugung von Strom aus solarer Strah-
lungsenergie zu errichten, oder

bbb) der vor dem 1. Januar 2010 für die Flä-
che, auf der die Anlage errichtet worden
ist, ein Gewerbe- oder Industriegebiet
im Sinn des § 8 oder § 9 der Baunut-
zungsverordnung ausgewiesen hat,
auch wenn die Festsetzung nach dem
1. Januar 2010 zumindest auch mit
dem Zweck geändert wurde, eine An-
lage zur Erzeugung von Strom aus sola-
rer Strahlungsenergie zu errichten, oder

bb) im Bereich eines beschlossenen Bebauungs-
plans nach § 30 des Baugesetzbuchs errich-
tet worden ist, der zumindest auch mit dem
Zweck aufgestellt oder geändert worden ist,
eine Freiflächenanlage zu errichten, und sich
auf einer Fläche befindet,

aaa) die zum Zeitpunkt des Beschlusses
über die Aufstellung oder Änderung
des Bebauungsplans bereits versiegelt
war,

bbb) die zum Zeitpunkt des Beschlusses
über die Aufstellung oder Änderung
des Bebauungsplans eine Konversions-
fläche aus wirtschaftlicher, verkehrlicher,
wohnungsbaulicher oder militärischer
Nutzung war,

ccc) die zum Zeitpunkt des Beschlusses
über die Aufstellung oder Änderung
des Bebauungsplans längs von Auto-

bahnen oder Schienenwegen lag, wenn
die Freiflächenanlage in einer Entfer-
nung bis zu 110 Meter, gemessen vom
äußeren Rand der befestigten Fahrbahn,
errichtet worden ist, oder

ddd) die im Eigentum des Bundes oder der
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben
stand oder steht und nach dem 31. De-
zember 2013 von der Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben verwaltet und für
die Entwicklung von Solaranlagen auf
ihrer Internetseite veröffentlicht worden
ist, und

cc) sich nicht auf einer Fläche befindet, die zum
Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstel-
lung oder Änderung des Bebauungsplans
rechtsverbindlich als Naturschutzgebiet im
Sinn des § 23 des Bundesnaturschutzgeset-
zes oder als Nationalpark im Sinn des § 24
des Bundesnaturschutzgesetzes festgesetzt
worden ist,

b) falls sie sich in dem Kooperationsstaat befindet,
die nach § 5 Absatz 2 Nummer 6 für den Gebots-
termin bekannt gemachten Anforderungen an die
Flächen erfüllt,

3. die sonstigen nach § 5 Absatz 2 Nummer 7 bekannt
gemachten Anforderungen für die Zahlung nach § 26
für Freiflächenanlagen in dem Kooperationsstaat er-
füllt,

4. für den Bieter eine entsprechende Gebotsmenge be-
zuschlagter Gebote bei der ausschreibenden Stelle
registriert und die bezuschlagten Gebote nicht ent-
wertet worden sind; hierbei dürfen

a) einer Freiflächenanlage im Bundesgebiet nur die
Gebotsmengen eines bezuschlagten Gebots für
eine im Bundesgebiet geplante Freiflächenanlage
zugeteilt werden und

b) einer Freiflächenanlage im Staatsgebiet des Ko-
operationsstaates nur die Gebotsmengen eines
bezuschlagten Gebots für eine im Staatsgebiet
des Kooperationsstaates geplante Freiflächenan-
lage zugeteilt werden,

5. die der Freiflächenanlage zuzuteilenden Gebots-
mengen

a) die installierte Leistung der Freiflächenanlage
nicht überschreiten,

b) 10 Megawatt oder den nach § 6 Absatz 3 Satz 2
in der völkerrechtlichen Vereinbarung festgeleg-
ten niedrigeren Wert nicht überschreiten und

c) aus einer oder mehreren Ausschreibungen, die
aufgrund derselben völkerrechtlichen Vereinba-
rung durchgeführt worden sind, bezuschlagt wor-
den sind, und

6. für den Strom aus der Freiflächenanlage keine Zah-
lungen nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz
oder nach dem Fördersystem des Kooperations-
staates in Anspruch genommen worden sind.

(2) Die Zahlungsberechtigung nach Absatz 1 muss
die Angaben nach § 21 Absatz 2 und die Höhe des
nach § 28 bestimmten anzulegenden Werts enthalten.
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(3) Die ausschreibende Stelle muss dem Netzbetrei-
ber, in dessen Netz der in der Freiflächenanlage er-
zeugte Strom eingespeist oder mittels kaufmännisch-
bilanzieller Weitergabe angeboten werden soll, dem
nach § 26 Absatz 2 zahlungsverpflichteten Übertra-
gungsnetzbetreiber oder der ausländischen Stelle die
Ausstellung der Zahlungsberechtigung einschließlich
der Angaben nach § 21 Absatz 2 und der Höhe des nach
§ 28 bestimmten anzulegenden Werts unverzüglich nach
der Ausstellung der Zahlungsberechtigung mitteilen.

(4) Ausgestellte Zahlungsberechtigungen sind den
Freiflächenanlagen verbindlich und dauerhaft zugeord-
net. Sie dürfen nicht auf andere Anlagen übertragen
werden. Unberührt hiervon bleibt § 51 Absatz 4 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes, der entsprechend an-
wendbar ist.

(5) Zum Zweck der Ermittlung der Anlagengröße
nach Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe b gelten für die
jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten Generatoren meh-
rere Freiflächenanlagen unabhängig von den Eigen-
tumsverhältnissen als eine Freiflächenanlage, wenn sie

1. innerhalb derselben Gemeinde errichtet worden sind
und

2. innerhalb von 24 aufeinanderfolgenden Kalendermo-
naten in einem Abstand von bis zu 2 Kilometern in
der Luftlinie, gemessen vom äußeren Rand der je-
weiligen Anlage, in Betrieb genommen worden sind.

(6) Die ausschreibende Stelle kann die Ausstellung
der Zahlungsberechtigung mit einer Auflage verbinden,
sofern die Bundesnetzagentur nach § 40 Nummer 9
eine entsprechende Festlegung getroffen hat.

§ 23

Ausstellung von
Zahlungsberechtigungen
bei Anlagenerweiterungen

(1) Die ausschreibende Stelle darf abweichend von
§ 22 Absatz 1 Nummer 6 auf Antrag des Bieters auch
für eine Freiflächenanlage, für die bereits eine Zahlung
nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz oder nach
dem Fördersystem des Kooperationsstaates in An-
spruch genommen worden ist, eine Zahlungsberechti-
gung ausstellen, wenn

1. die Voraussetzungen nach § 22 Absatz 1 Nummer 1
bis 5 entsprechend erfüllt sind,

2. die installierte Leistung der Freiflächenanlage nach
ihrer Inbetriebnahme durch eine Erweiterung der
Freiflächenanlage erhöht wurde und

3. die Summe der der Freiflächenanlage zusätzlich zu-
geteilten Gebotsmengen die Erhöhung der installier-
ten Leistung nicht übersteigt.

(2) Für den Antrag nach Absatz 1 und die Ausstel-
lung der Zahlungsberechtigung sind die §§ 21 und 22
Absatz 2 bis 6 entsprechend anzuwenden. Der anzule-
gende Wert für die gesamte Freiflächenanlage ist nach
den §§ 28 und 29 zu bestimmen. Wenn der Anlagen-
betreiber für Strom aus der Freiflächenanlage vor der
Leistungserhöhung bereits Zahlungen nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz erhalten hat, ist der bishe-
rige anzulegende Wert für die Leistung der Freiflächen-
anlage vor der Leistungserhöhung in die Berechnung
nach den §§ 28 und 29 einzubeziehen. Bei Anlagen-
erweiterungen im Kooperationsstaat beschränken sich

die Zahlungen auf den erweiterten Teil der Freiflächen-
anlage; der Strom aus diesem Teil muss gesondert er-
fasst werden.

§ 24

Entwertung der
Gebotsmengen nach der Ausstellung

Die ausschreibende Stelle muss die Gebotsmenge
eines bezuschlagten Gebots in dem im Antrag angege-
benen Umfang entwerten, sobald die beantragte Zah-
lungsberechtigung ausgestellt worden ist.

§ 25

Registrierung der
Freiflächenanlagen im Anlagenregister

Die ausschreibende Stelle muss die Freiflächenanla-
gen und die Erweiterungen von Freiflächenanlagen
nach der Ausstellung der Zahlungsberechtigungen im
Anlagenregister eintragen, soweit die Freiflächenanla-
gen noch nicht registriert worden sind. Mit der Über-
mittlung der Angaben nach § 21 Absatz 2 Nummer 1
bis 4 und 7 erfüllt der Bieter zugleich die Pflicht, die
Freiflächenanlage nach § 3 der Anlagenregisterverord-
nung registrieren zu lassen, oder die Pflicht nach § 5
der Anlagenregisterverordnung, Änderungen der Daten
zu übermitteln. Die sonstigen Bestimmungen der Anla-
genregisterverordnung bleiben unberührt.

§ 26

Zahlungsanspruch für
Strom aus Freiflächenanlagen

(1) Der Anspruch auf eine Zahlung nach dieser Ver-
ordnung für Strom aus einer Freiflächenanlage besteht,
solange und soweit

1. für die Freiflächenanlage eine Zahlungsberechtigung
wirksam ist,

2. der gesamte während der Zahlungsdauer nach Ab-
satz 5 in der Freiflächenanlage erzeugte Strom in ein
Netz eingespeist oder einem Netzbetreiber mittels
kaufmännisch-bilanzieller Weitergabe angeboten
worden ist und nicht selbst verbraucht wird,

3. der Anlagenbetreiber keine Herkunftsnachweise
oder sonstigen Nachweise, die die Herkunft des
Stroms belegen, für diesen Strom erhalten hat,

4. der Strom nicht mehrfach verkauft oder anderweitig
überlassen worden ist; die Vermarktung als Regel-
energie ist nicht als mehrfacher Verkauf oder ander-
weitige Überlassung von Strom anzusehen,

5. bei Anlagen

a) im Bundesgebiet und Anlagen, die direkt mit ei-
nem Netz im Bundesgebiet verbunden sind, die
weiteren Anspruchsvoraussetzungen nach dem
Erneuerbare-Energien-Gesetz mit Ausnahme von
§ 51 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes erfüllt sind oder

b) im Staatsgebiet des Kooperationsstaates, die
nicht direkt mit einem Netz im Bundesgebiet ver-
bunden sind, die Anforderungen nach § 32 ent-
sprechend erfüllt sind, sofern in dieser Verordnung
oder in der völkerrechtlichen Vereinbarung keine
abweichenden Voraussetzungen festgelegt sind,

1636 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2016 Teil I Nr. 34, ausgegeben zu Bonn am 14. Juli 20161636 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2016 Teil I Nr. 34, ausgegeben zu Bonn am 14. Juli 20161636 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2016 Teil I Nr. 34, ausgegeben zu Bonn am 14. Juli 20161636 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2016 Teil I Nr. 34, ausgegeben zu Bonn am 14. Juli 2016

Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger-verlag.de



6. der Anlagenbetreiber für den Strom aus der Freiflä-
chenanlage keine Zahlungen nach dem Erneuer-
bare-Energien-Gesetz oder dem Fördersystem des
Kooperationsstaates in Anspruch genommen hat.

Der Zahlungsanspruch nach Satz 1 gilt auch für Strom,
der im Zeitraum von drei Wochen vor der Stellung des
Antrags nach § 21 bis zur Ausstellung der Zahlungs-
berechtigung nach § 22 oder § 23 von der Freiflächen-
anlage in ein Netz eingespeist oder einem Netzbetrei-
ber mittels kaufmännisch-bilanzieller Weitergabe ange-
boten worden ist.

(2) Der Zahlungsanspruch nach Absatz 1 für Strom
aus einer Freiflächenanlage

1. im Bundesgebiet besteht gegenüber dem Netzbe-
treiber, in dessen Netz der in der Freiflächenanlage
erzeugte Strom eingespeist oder mittels kaufmän-
nisch-bilanzieller Weitergabe angeboten wird,

2. im Staatsgebiet des Kooperationsstaates, die direkt
an ein Netz im Bundesgebiet angeschlossen ist, be-
steht gegenüber dem Netzbetreiber, in dessen Netz
der in der Freiflächenanlage erzeugte Strom einge-
speist oder mittels kaufmännisch-bilanzieller Weiter-
gabe angeboten wird, und

3. im Staatsgebiet des Kooperationsstaates, die keinen
direkten Anschluss an ein Netz im Bundesgebiet hat,
besteht gegenüber dem Übertragungsnetzbetreiber
im Bundesgebiet, der die nächstgelegene Verbin-
dungsleitung betreibt, die die Grenze zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und einem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union quert oder
überspannt und ausschließlich dem Zweck dient,
die nationalen Netze dieser Staaten zu verbinden;
im Fall des § 30 Absatz 2 Nummer 1 ist der Über-
tragungsnetzbetreiber nur nach Vorlage einer Bestä-
tigung der ausländischen Stelle über die Erfüllung
der Anspruchsvoraussetzungen zur Zahlung ver-
pflichtet.

(3) Sofern die installierte Leistung der Freiflächen-
anlage größer ist als die Summe der Gebotsmengen,
die der Freiflächenanlage zugeteilt worden sind, be-
schränkt sich der Zahlungsanspruch nach Absatz 1
auf den Anteil der Strommenge, für den eine Zahlungs-
berechtigung vorliegt. Der Anteil der Strommenge, für
den eine Zahlungsberechtigung vorliegt, entspricht der
tatsächlich eingespeisten Strommenge der Freiflächen-
anlage multipliziert mit dem Quotienten aus der Summe
der Gebotsmengen, die der Freiflächenanlage zugeteilt
worden sind, und der installierten Leistung der Frei-
flächenanlage. Die übrige Strommenge bildet den nicht
zahlungsberechtigten Anteil, für den kein Zahlungsan-
spruch besteht; dieser Anteil muss vom Anlagenbetrei-
ber bei Anlagen im Bundesgebiet nach § 21 Absatz 1
Nummer 2 und Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes anteilig direkt vermarktet werden.

(4) Der Zahlungsanspruch nach Absatz 1 beschränkt
sich auf den Anspruch auf Zahlung einer Marktprämie
nach § 19 Absatz 1 Nummer 1 des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes unter den in dieser Verordnung genann-
ten Voraussetzungen. Wenn Anlagenbetreiber für ihren
Strom eine Zahlung nach Absatz 1 in Anspruch neh-
men, sind sonstige Zahlungsansprüche nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz ausgeschlossen.

(5) Der Zahlungsanspruch nach Absatz 1 besteht ab-
weichend von § 22 des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes jeweils für die Dauer von 20 Jahren. Die Frist nach
Satz 1 beginnt mit der Bekanntgabe der Ausstellung
der Zahlungsberechtigung. Sofern der Anlagenbetrei-
ber nach Absatz 1 Satz 2 für Strom aus der Freiflächen-
anlage, der vor der Ausstellung der Zahlungsberechti-
gung in ein Netz eingespeist oder einem Netzbetreiber
mittels kaufmännisch-bilanzieller Weitergabe angeboten
worden ist, einen Zahlungsanspruch geltend gemacht
hat, beginnt die Frist abweichend von Satz 2 mit dem
Tag, für den erstmals ein Zahlungsanspruch bestan-
den hat.

§ 27

Höhe der Marktprämie

(1) Die Höhe der Marktprämie nach § 19 Absatz 1
Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes be-
rechnet sich für Freiflächenanlagen im Bundesgebiet
und für Freiflächenanlagen, deren Strom in ein Netz ein-
gespeist wird, das sich in einer Preiszone mit der Bun-
desrepublik Deutschland befindet, nach den Bestim-
mungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes unter
Berücksichtigung des anzulegenden Werts nach den
§§ 28 und 29.

(2) Für Freiflächenanlagen, deren Strom in ein Netz
eingespeist wird, das sich nicht in einer Preiszone mit
der Bundesrepublik Deutschland befindet, ist Absatz 1
mit der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle der An-
lage 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes die Anlage
zu dieser Verordnung Anwendung findet. Die für die Be-
rechnung der Marktprämie nach der Anlage zu dieser
Verordnung maßgebliche Strombörse wird in der völ-
kerrechtlichen Vereinbarung festgelegt.

(3) In der völkerrechtlichen Vereinbarung kann für die
Berechnung der Höhe der Marktprämie nach § 19 Ab-
satz 1 Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
ein von den Absätzen 1 und 2 abweichendes Verfahren
festgelegt werden.

§ 28

Bestimmung
des anzulegenden Werts

(1) Die ausschreibende Stelle muss die Höhe des
anzulegenden Werts nach den folgenden Absätzen be-
stimmen.

(2) Die Höhe des anzulegenden Werts entspricht
dem Zuschlagswert des bezuschlagten Gebots, dessen
Gebotsmenge auf Antrag des Bieters der Freiflächen-
anlage zugeteilt worden ist. Sofern die Gebotsmengen
von mehreren bezuschlagten Geboten einer Freiflä-
chenanlage zugeteilt worden sind, wird der gewichtete
Mittelwert der Zuschlagswerte gebildet. Dieser Mittel-
wert berechnet sich aus dem Quotienten aus

1. der Summe der Produkte aus dem Zuschlagswert
und der zugeteilten Gebotsmenge pro bezuschlag-
tem Gebot und

2. der Summe der Gebotsmengen, die der Freiflächen-
anlage zugeteilt werden.

Der nach den Sätzen 2 und 3 berechnete anzulegende
Wert wird auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet.

(3) Wenn der Standort der Freiflächenanlage nicht
zumindest teilweise mit den im Gebot angegebenen
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Flurstücken oder geographischen Koordinaten überein-
stimmt, verringert sich der anzulegende Wert nach Ab-
satz 2 um 0,3 Cent pro Kilowattstunde. Werden einer
Freiflächenanlage Gebotsmengen von mehreren bezu-
schlagten Geboten zugeordnet, verringert sich jeweils
der Zuschlagswert der bezuschlagten Gebote, bei de-
nen keine Übereinstimmung nach Satz 1 besteht, um
0,3 Cent pro Kilowattstunde.

(4) Unbeschadet von Absatz 3 verringert sich der
anzulegende Wert nach Absatz 2 um 0,3 Cent pro Kilo-
wattstunde, wenn die Ausstellung der Zahlungsberech-
tigung für die Gebotsmenge, die der Freiflächenanlage
zugeteilt worden ist, erst nach Ablauf des 18. Kalender-
monats beantragt worden ist, der auf die öffentliche
Bekanntgabe des Zuschlags nach § 16 Absatz 1 und 2
folgt. Werden einer Freiflächenanlage Gebotsmengen
von mehreren bezuschlagten Geboten zugeordnet, ist
Satz 1 nur für den Zuschlagswert der bezuschlagten
Gebote anzuwenden, deren Zuteilung zur Freiflächen-
anlage erst nach Ablauf des 18. Kalendermonats bean-
tragt worden ist.

(5) Die Absätze 3 und 4 können bei einer gemeinsa-
men Ausschreibung in der völkerrechtlichen Vereinba-
rung abweichend geregelt werden.

§ 29

Änderung des anzulegenden
Werts bei Anlagenerweiterungen

(1) Die Höhe des anzulegenden Werts einer Freiflä-
chenanlage ändert sich, wenn für die Freiflächenanlage
nach einer Erweiterung nachträglich eine weitere Zah-
lungsberechtigung nach § 23 ausgestellt worden ist.

(2) Die ausschreibende Stelle muss die Höhe des
anzulegenden Werts im Fall des Absatzes 1 nach § 28
Absatz 2 bis 4 neu bestimmen. Sie muss dem Anlagen-
betreiber und dem Netzbetreiber, in dessen Netz der in
der Anlage erzeugte Strom eingespeist oder mittels
kaufmännisch-bilanzieller Weitergabe angeboten wird,
die folgenden Angaben übermitteln:

1. den neu bestimmten anzulegenden Wert für die Frei-
flächenanlage,

2. das Datum der Erhöhung der installierten Leistung
und

3. das Datum der Ausstellung der Zahlungsberechti-
gung.

Der Netzbetreiber muss ab der Inbetriebnahme der
Anlagenerweiterung den von der ausschreibenden Stelle
nach Satz 1 neu bestimmten anzulegenden Wert für
den Zahlungsanspruch nach § 19 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes zugrunde legen.

§ 30

Prüfung
des Zahlungsanspruchs

(1) Bei Freiflächenanlagen im Bundesgebiet und bei
Freiflächenanlagen im Staatsgebiet des Kooperations-
staates, die direkt an ein Netz im Bundesgebiet ange-
schlossen sind, muss der Netzbetreiber, in dessen Netz

der in der Freiflächenanlage erzeugte Strom einge-
speist oder mittels kaufmännisch-bilanzieller Weiter-
gabe angeboten wird, die Angaben nach § 21 Absatz 2
Nummer 2 bis 5 und die Anforderungen nach § 26 Ab-
satz 1 prüfen; hierfür kann er von dem Anlagenbetreiber
geeignete Nachweise verlangen. Soweit die Bundes-
netzagentur eine Festlegung nach § 40 Nummer 8 ge-
troffen hat, muss der Netzbetreiber entsprechende
Nachweise verlangen. Der Netzbetreiber muss das Er-
gebnis der Prüfung der ausschreibenden Stelle ein-
schließlich der erforderlichen Nachweise mitteilen und
die Angaben nach § 21 Absatz 2 Nummer 2 bis 5 be-
stätigen oder die Abweichungen mitteilen. Die Mittei-
lung muss spätestens vor Ablauf des zweiten Kalender-
monats erfolgen, der auf die Mitteilung der ausschrei-
benden Stelle nach § 22 Absatz 3 folgt. Die ausschrei-
bende Stelle darf unter Beachtung des § 39 Absatz 4
für die Übermittlung der Daten ein bestimmtes Format
sowie ein etabliertes und dem Schutzbedarf angemes-
senes Verschlüsselungsverfahren vorgeben.

(2) Bei Freiflächenanlagen im Staatsgebiet des Ko-
operationsstaates, die keinen direkten Anschluss an
ein Netz im Bundesgebiet haben, ist Absatz 1 mit der
Maßgabe anzuwenden, dass

1. die Pflichten die ausländische Stelle oder eine von
der ausländischen Stelle benannte private oder öf-
fentliche Stelle nach Maßgabe der völkerrechtlichen
Vereinbarung treffen; die Form der Prüfung und
Nachweisführung erfolgt dabei auch nach Maßgabe
der völkerrechtlichen Vereinbarung, oder

2. die Pflichten, sofern hierfür in der völkerrechtlichen
Vereinbarung keine ausländische Stelle benannt ist,
den Übertragungsnetzbetreiber nach § 26 Absatz 2
Nummer 3 treffen; in Ergänzung zu Absatz 1 muss
der Übertragungsnetzbetreiber insbesondere bei In-
betriebnahme der Freiflächenanlage und während
der gesamten Zahlungsdauer mindestens einmal im
Jahr eine Prüfung durch einen Wirtschaftsprüfer,
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einen verei-
digten Buchprüfer oder eine Buchprüfungsgesell-
schaft durchführen; der Anlagenbetreiber, die aus-
ländische Stelle und der Netzbetreiber, an dessen
Netz die Freiflächenanlage im Staatsgebiet des Ko-
operationsstaates angeschlossen ist, müssen ihm
die für die Prüfung und die Auszahlung der Markt-
prämie erforderlichen Daten nach den Bestimmun-
gen der völkerrechtlichen Vereinbarung zur Verfü-
gung stellen.

§ 31

Rücknahme oder
Widerruf einer Zahlungsberechtigung

(1) Die ausschreibende Stelle kann Zahlungsberech-
tigungen nach § 48 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes zurücknehmen. Insbesondere sollen die Zahlungs-
berechtigungen für eine Freiflächenanlage mit Wirkung
für die Zukunft zurückgenommen werden, wenn die in-
stallierte Leistung der Freiflächenanlage durch eine Er-
weiterung der Freiflächenanlage erhöht wurde und der
Anlagenbetreiber die Erweiterung nicht innerhalb der
Frist nach § 6 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 3
Absatz 3 der Anlagenregisterverordnung der ausschrei-
benden Stelle mitgeteilt hat.
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(2) Die ausschreibende Stelle kann Zahlungsberech-
tigungen nach § 49 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes widerrufen. Die Zahlungsberechtigungen sollen ins-
besondere widerrufen werden, wenn

1. aus der Freiflächenanlage innerhalb der ersten zwei
Kalenderjahre nach der Inbetriebnahme kein Strom
in das Netz eingespeist oder dem Netzbetreiber mit-
tels kaufmännisch-bilanzieller Weitergabe angebo-
ten worden ist oder

2. die Freiflächenanlage innerhalb von einem Jahr nach
ihrer Inbetriebnahme überwiegend wieder abgebaut
worden ist.

§ 32

Anwendung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes im Kooperationsstaat

(1) Zu dem Zahlungsanspruch nach § 26 sind die
Bestimmungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
zur finanziellen Förderung auch auf Anlagen im Staats-
gebiet des Kooperationsstaates, für die eine Zahlungs-
berechtigung nach § 22 wirksam ist, anzuwenden, so-
weit sich aus dieser Verordnung oder der völkerrecht-
lichen Vereinbarung nichts Abweichendes ergibt. Bei
Anlagen, die keinen direkten Anschluss an ein Netz im
Bundesgebiet haben, ist Satz 1 mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass

1. die §§ 1, 4, 6 bis 18, 22, 25 Absatz 2 Satz 1, §§ 26
bis 33, 37 bis 51 Absatz 1 bis 3, §§ 52 bis 70, 72
bis 76, 79 bis 80, 82 bis 84 und 88 bis 104 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes nicht anzuwenden
sind und

2. sich abweichend von § 24 des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes der anzulegende Wert für den gesam-
ten Zeitraum, in denen die Stundenkontrakte ohne
Unterbrechung negativ sind, auf null verringert,
wenn der Wert der Stundenkontrakte am Spotmarkt
der Strombörse für die Preiszone des Kooperations-
staates, in dessen Staatsgebiet sich die Freiflächen-
anlage befindet, an mindestens sechs aufeinander-
folgenden Stunden negativ ist; der Wert eines Stun-
denkontrakts ist negativ, wenn für die betreffende
Stunde jeweils der Wert in der vortägigen Auktion
am Spotmarkt und der volumengewichtete Durch-
schnitt der Preise aller Transaktionen im kontinuier-
lichen untertägigen Handel am Spotmarkt negativ
sind.

§ 57 Absatz 5 Satz 3 des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes ist auf den nach § 26 Absatz 2 Nummer 3 zur Zah-
lung verpflichteten Übertragungsnetzbetreiber entspre-
chend anwendbar.

(2) Die Betreiber von Freiflächenanlagen im Staats-
gebiet des Kooperationsstaates können über den Zah-
lungsanspruch nach § 26 hinaus keine weiteren Zah-
lungsansprüche nach dem Erneuerbare-Energien-Ge-
setz geltend machen.

(3) In der völkerrechtlichen Vereinbarung kann eine
von Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und Absatz 2 abwei-
chende Regelung festgelegt werden.

§ 33

Ausgleichsmechanismus

Für Zahlungen nach § 26, die aufgrund einer Zahlungs-
berechtigung geleistet werden, sind die Bestimmungen

zum Ausgleichsmechanismus nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz und den Verordnungen zum Aus-
gleichsmechanismus aufgrund des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes anzuwenden, sofern keine Zuordnung
des bezuschlagten Gebots zu einem Kooperationsstaat
nach § 15 Absatz 1 Satz 1 erfolgt ist. Die Zahlungen
aufgrund dieser Verordnung gelten als Zahlungen im
Sinne von § 3 Absatz 4 der Ausgleichsmechanismus-
verordnung.

Te i l 4

P ö n a l e n

§ 34

Pönalen

(1) Bieter müssen eine Pönale für bezuschlagte Ge-
bote leisten, wenn mehr als 5 Prozent der Gebots-
menge des bezuschlagten Gebots nach § 18 Satz 2,
§ 19 Satz 2 oder § 20 Satz 2 entwertet worden sind.
Die Pönale ist zu leisten

1. an den regelverantwortlichen Übertragungsnetzbe-
treiber oder den nach § 26 Absatz 2 Nummer 3 zur
Zahlung verpflichteten Übertragungsnetzbetreiber,
wenn die bezuschlagten Gebote bei einer gemeinsa-
men Ausschreibung nach § 15 Absatz 1 Satz 1 der
Bundesrepublik Deutschland zugeordnet oder bei
einer geöffneten nationalen Ausschreibung ausge-
stellt worden sind,

2. an die ausländische Stelle, wenn die bezuschlagten
Gebote bei einer gemeinsamen Ausschreibung nach
§ 15 Absatz 1 Satz 1 dem Kooperationsstaat zuge-
ordnet worden sind.

(2) Die Höhe der Pönale berechnet sich aus der Ge-
botsmenge eines bezuschlagten Gebots, die nach § 18
Satz 2, § 19 Satz 2 oder § 20 Satz 2 entwertet worden
ist, multipliziert mit 70 Euro pro Kilowatt. Die nach
Satz 1 berechnete Höhe der Pönale verringert sich auf
die Hälfte für den Anteil der Gebotsmenge, der vor Ab-
lauf des neunten auf die Bekanntgabe der Zuschlags-
entscheidung folgenden Kalendermonats zurückgege-
ben worden ist. Für Bieter, die nach Ablauf der Frist
nach Satz 2 ihre Zahlungsberechtigung zurückgeben,
berechnet sich die Höhe der Pönale nach Satz 1.

(3) Die Forderung muss im Fall des Absatzes 1 Satz 2
Nummer 1 durch Überweisung eines entsprechenden
Geldbetrags auf ein Geldkonto des regelverantwortli-
chen Übertragungsnetzbetreibers oder des nach § 26
Absatz 2 Nummer 3 zur Zahlung verpflichteten Übertra-
gungsnetzbetreibers erfüllt werden; dabei ist die Zu-
schlagsnummer des Gebots zu übermitteln, für das
die Pönale geleistet wird. Der Übertragungsnetzbetrei-
ber darf sich hinsichtlich dieser Forderung aus der
Sicherheit nach § 7 befriedigen, wenn der Bieter die
Forderung nicht vor Ablauf des zweiten Kalendermo-
nats erfüllt hat, der auf den Ablauf der Frist zur Bean-
tragung der Zahlungsberechtigung nach § 20 Satz 1
oder die Rückgabe oder bestandskräftige Rücknahme
der Gebotsmenge eines bezuschlagten Gebots folgt.

(4) Die Erfüllung der Forderung richtet sich im Fall
des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 2 nach den Bestim-
mungen des Fördersystems des Kooperationsstaates;
dies ist auch für die Bestimmungen zur Befriedigung
aus der Sicherheit nach § 7 anzuwenden.
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§ 35

Pflichten der
Übertragungsnetzbetreiber

Die Übertragungsnetzbetreiber müssen Pönalen der
Bieter nach dieser Verordnung als Einnahmen nach § 3
Absatz 3 der Ausgleichsmechanismusverordnung und
Zahlungen an die Bieter nach dieser Verordnung als
Ausgaben nach § 3 Absatz 4 der Ausgleichsmechanis-
musverordnung verbuchen. Sie müssen den Eingang
der Pönalen von Bietern nach § 34 der ausschreiben-
den Stelle unverzüglich mitteilen.

Te i l 5

D i e a u s s c h r e i b e n d e S t e l l e

§ 36

Ausschreibende Stelle
und ausländische Stelle

(1) Die ausschreibende Stelle ist

1. bei einer gemeinsamen Ausschreibung die Bundes-
netzagentur, sofern in der völkerrechtlichen Verein-
barung keine andere öffentliche oder private Stelle
festgelegt worden ist, oder

2. bei einer geöffneten nationalen Ausschreibung die
Bundesnetzagentur.

In einer völkerrechtlichen Vereinbarung kann auch fest-
gelegt werden, dass ein Teil der Aufgaben von der aus-
schreibenden Stelle von einer anderen privaten oder
öffentlichen Stelle übernommen werden kann.

(2) Der Kooperationsstaat muss eine oder mehrere
unterschiedliche öffentliche oder private Stellen benen-
nen, die die Aufgaben, welche nach dieser Verordnung
von der ausländischen Stelle übernommen werden
können oder müssen, übernehmen.

§ 37

Veröffentlichungen

Die ausschreibende Stelle muss auf ihrer Internet-
seite spätestens zum letzten Kalendertag des auf die
öffentliche Bekanntgabe des letzten Zuschlags einer
Ausschreibung nach § 16 folgenden Kalendermonats
die folgenden Daten veröffentlichen:

1. den niedrigsten und den höchsten Gebotswert des
Gebots, der einen Zuschlag erhalten hat,

2. die Höhe der Gebotswerte der Gebote, die für ge-
plante Freiflächenanlagen in dem Kooperationsstaat
einen Zuschlag erhalten haben,

3. die in den bezuschlagten Geboten angegebenen
Standorte der geplanten Freiflächenanlagen und

4. die Zuschlagsnummern der bezuschlagten Gebote.

§ 38

Mitteilungspflichten

(1) Die ausschreibende Stelle muss unverzüglich
nach Abschluss des Zuschlagsverfahrens nach § 13
den Bietern die Gründe für den Ausschluss oder die
Nichtbezuschlagung mitteilen, wenn

1. die Gebote nach § 11 von der Ausschreibung aus-
geschlossen worden sind,

2. die Bieter von der Ausschreibung nach § 12 ausge-
schlossen worden sind oder

3. die Bieter keinen Zuschlag nach § 13 erhalten ha-
ben.

(2) Die ausschreibende Stelle muss den jeweils re-
gelverantwortlichen oder nach § 26 Absatz 2 Nummer 3
zur Zahlung verpflichteten Übertragungsnetzbetreibern
unverzüglich folgende für die Geltendmachung der Pö-
nale erforderlichen Angaben mitteilen:

1. die nach § 13 Absatz 4 registrierten Angaben des
Gebots,

2. den Zeitpunkt der Bekanntgabe der Zuschläge und
Zuschlagswerte für das Gebot,

3. den Zeitpunkt und die Höhe der vom Bieter für das
Gebot geleisteten Sicherheit,

4. die Rückgabe oder Rücknahme von Zuschlägen für
das Gebot,

5. das Erlöschen des Zuschlags nach § 20,

6. die Entwertung von Gebotsmengen des Gebots
nach § 20 oder § 24 und

7. die Rücknahme und den Widerruf einer Zahlungsbe-
rechtigung nach § 31.

§ 39

Vorgaben und
Maßnahmen der ausschreibenden Stelle

(1) Die ausschreibende Stelle darf Formatvorgaben
verbindlich festlegen.

(2) Die Bundesnetzagentur darf im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit durch Allgemeinverfügung unter Beachtung
der Regelungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
und des Verwaltungsverfahrensgesetzes nähere Be-
stimmungen zur Teilnahme an einer Ausschreibung,
zur Übermittlung der Angaben nach dieser Verordnung,
zur Rückgabe von bezuschlagten Geboten und Zah-
lungsberechtigungen, zur Hinterlegung der finanziellen
Sicherheiten, zum Stellen von Bürgschaften, zum Zu-
schlagsverfahren und zur Ausstellung von Zahlungsbe-
rechtigungen erlassen. Die Allgemeinverfügungen müs-
sen vor jedem Gebotstermin nach § 5 öffentlich be-
kannt gemacht werden, soweit sie die Gebotsabgabe
oder das Zuschlagsverfahren betreffen.

(3) Die Ausschreibungen können von der ausschrei-
benden Stelle ganz oder teilweise auf ein elektroni-
sches Verfahren umgestellt werden. In diesem Fall kann
die ausschreibende Stelle insbesondere Vorgaben über
die Authentifizierung für die gesicherte Datenübertra-
gung machen. Bei einer Umstellung des Verfahrens
nach Satz 1 muss vor dem Gebotstermin bei der Be-
kanntgabe nach § 5 auf das elektronische Verfahren
hingewiesen werden.

(4) Die ausschreibende Stelle muss bei den Aus-
schreibungen die erforderlichen technischen und orga-
nisatorischen Maßnahmen zur Sicherheit von Daten-
schutz und Datensicherheit und unter Berücksichtigung
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der einschlägigen Standards und Empfehlungen des
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik
treffen.

§ 40

Festlegungen

Die Bundesnetzagentur darf im Rahmen dieser Ver-
ordnung Festlegungen nach § 88 Absatz 4 Nummer 2
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in Abstimmung
mit dem Kooperationsstaat treffen:

1. abweichend von § 6 zu Anforderungen an die Ge-
bote und Bieter, um die Ernsthaftigkeit und Verbind-
lichkeit der Gebote zu gewährleisten,

2. zur Form der Sicherheit nach den §§ 7 und 8, ins-
besondere zusätzliche Anforderungen an die Bürg-
schaften, die als Sicherheitsleistung erbracht wer-
den können,

3. zur Höhe der Sicherheit nach § 7, wobei die Sicher-
heiten jeweils 100 Euro pro Kilowatt der Gebots-
menge nicht überschreiten dürfen,

4. abweichend von § 9 Absatz 2 zur Ermittlung des
Höchstwerts, wobei der aufgrund von § 9 Absatz 2
ermittelte Höchstwert nicht überschritten werden
darf,

5. zum Verfahren zur Ermittlung des Zuschlagswerts
bei geöffneten Ausschreibungen insoweit, als der
Zuschlagswert abweichend von § 14 jeweils der in
dem bezuschlagten Gebot angegebene Gebots-
wert ist,

6. zu Angaben, die zusätzlich mit dem Antrag des Bie-
ters auf Ausstellung der Zahlungsberechtigung der
ausschreibenden Stelle des Kooperationsstaates
oder der ausschreibenden Stelle übermittelt werden
müssen, und zu Angaben, die zusätzlich während
der Betriebsphase übermittelt werden müssen,

7. zur Verringerung des anzulegenden Werts nach Ab-
lauf von bestimmten Fristen oder abhängig vom
Standort der errichteten Freiflächenanlage, wobei
insbesondere festgelegt werden kann, dass die Ver-
ringerung nach § 28 Absatz 3 auf bis zu 2 Cent pro
Kilowattstunde erhöht wird,

8. zu Anforderungen an Nachweise, die der Netzbe-
treiber nach § 30 vom Anlagenbetreiber zum Nach-
weis des Vorliegens der Anspruchsvoraussetzun-
gen nach § 26 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4
verlangen muss,

9. zu Auflagen, die die ausschreibende Stelle mit der
Ausstellung der Zahlungsberechtigung verbinden
darf, die sicherstellen sollen, dass die geförderte
Freiflächenanlage innerhalb der Zahlungsdauer
nach § 26 Absatz 5 eine angemessene Strom-
menge erzeugt,

10. zur Höhe der Pönalen nach § 34 Absatz 1, wobei
die Höhe der Pönale 100 Euro pro Kilowatt der Ge-
botsmenge nicht überschreiten darf, und

11. zu den Anforderungen an die Datenübermittlung
nach § 42 Absatz 4.

Te i l 6

B e s t i mm u n g e n f ü r A n l a g e n
i m B u n d e s g e b i e t , d i e v o n e i n em

K o o p e r a t i o n s s t a a t g e f ö r d e r t w e r d e n

§ 41

Geöffnete
ausländische Ausschreibungen

Für Strom aus Freiflächenanlagen im Bundesgebiet
darf eine Zahlung nach dem geöffneten Fördersystem
eines anderen Staats nur in Anspruch genommen wer-
den, wenn der Zahlungsanspruch durch Zuschlag in ei-
ner geöffneten ausländischen Ausschreibung erteilt
worden ist, die völkerrechtlich mit der Bundesrepublik
Deutschland vereinbart worden ist. Die Zahlung darf
nur nach Maßgabe der völkerrechtlichen Vereinbarung
erfolgen.

§ 42

Freiflächenanlagen im
Bundesgebiet, die eine Förderung

von einem Kooperationsstaat erhalten

(1) Für Strom aus Freiflächenanlagen im Bundesge-
biet besteht gegen einen Netzbetreiber kein Anspruch
auf eine Zahlung nach dieser Verordnung oder nach
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz, wenn

1. der Freiflächenanlage die Gebotsmenge eines bezu-
schlagten Gebots zugeteilt worden ist, das nach
§ 15 Absatz 1 Satz 1 einem Kooperationsstaat zu-
geordnet worden ist, oder

2. der Betreiber der Freiflächenanlage für den Strom
eine Zahlung nach dem geöffneten Fördersystem ei-
nes Kooperationsstaates nach § 41 erhalten hat.

Die Voraussetzungen der Zahlungen und deren Finan-
zierung richten sich nach den Bestimmungen des För-
dersystems des Kooperationsstaates und der völker-
rechtlichen Vereinbarung. Eine Zahlung für Strom aus
Freiflächenanlagen im Bundesgebiet auf Flächen, die
nicht die in § 22 Absatz 1 Nummer 2 genannten Anfor-
derungen erfüllen, muss in der völkerrechtlichen Verein-
barung ausgeschlossen werden.

(2) Für Strom aus Freiflächenanlagen nach Absatz 1
sind die Bestimmungen des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes mit Ausnahme der §§ 1 bis 6, 19 bis 78 und 81
bis 97 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes anzuwen-
den. Der Strom aus diesen Freiflächenanlagen gilt nach
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz als Strom, der in der
sonstigen Direktvermarktung vermarktet wird; die Be-
stimmungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zur
sonstigen Direktvermarktung sind entsprechend anzu-
wenden. Ein Wechsel in eine andere Veräußerungsform
nach § 20 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ist aus-
geschlossen. In der völkerrechtlichen Vereinbarung
kann auch geregelt werden:

1. die Ausstellung von Herkunftsnachweisen für diesen
Strom abweichend von den §§ 79 und 80 des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes und

2. die Entschädigung abweichend von § 15 des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes.

(3) Die Bestimmungen zum Ausgleichsmechanismus
nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz, der Aus-
gleichsmechanismusverordnung und der Ausgleichs-
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mechanismus-Durchführungsverordnung aufgrund des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes sind für Zahlungen
nach Absatz 1 nicht anzuwenden.

(4) Anlagenbetreiber und Netzbetreiber im Bundes-
gebiet sind verpflichtet, die für die Abwicklung der Zah-
lung nach dem geöffneten Fördersystem des Koopera-
tionsstaates erforderlichen Daten innerhalb der Frist
nach § 71 Absatz 1 Nummer 1 des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes der Bundesnetzagentur schriftlich oder
elektronisch zur Verfügung zu stellen. § 76 Absatz 2
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ist entsprechend
anzuwenden. Die Bundesnetzagentur stellt die Daten
der für die Abwicklung der Zahlung nach dem geöffne-
ten Fördersystem des Kooperationsstaats zuständigen
ausländischen Stelle nach Maßgabe der völkerrechtli-
chen Vereinbarung zum Zweck der Überprüfung des
Zahlungsanspruchs zur Verfügung.

Te i l 7

V ö l k e r r e c h t l i c h e Ve r e i n b a r u n g

§ 43

Völkerrechtliche Vereinbarung

(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie kann in völkerrechtlichen Vereinbarungen mit ande-
ren Mitgliedstaaten der Europäischen Union die Durch-
führung von gemeinsamen oder geöffneten Ausschrei-
bungen vereinbaren und zu diesem Zweck durch die
völkerrechtliche Vereinbarung die Bestimmungen des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes nach Maßgabe dieser
Verordnung auch für Anlagen im Staatsgebiet anderer
Mitgliedstaaten der Europäischen Union ganz oder teil-
weise für anwendbar erklären, wenn die Voraussetzun-
gen für eine grenzüberschreitende Ausschreibung nach
§ 1 Absatz 3 erfüllt sind.

(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie kann im Rahmen der völkerrechtlichen Vereinbarung
regeln:

1. die Gebotstermine,

2. das Ausschreibungsvolumen pro Ausschreibung;
hierbei kann auch ein Volumen festgelegt werden,
das für geplante Freiflächenanlagen in dem jeweils
anderen Staat höchstens bezuschlagt werden darf;
das Ausschreibungsvolumen aller gemeinsamen
Ausschreibungen und das Volumen aller geöffneten
nationalen Ausschreibungen, das für geplante Frei-
flächenanlagen in einem anderen Staat bezuschlagt
werden darf, darf

a) im Kalenderjahr 2016 insgesamt 100 Megawatt
nicht überschreiten und

b) ab dem Kalenderjahr 2017 5 Prozent der jährlich
nach dem Ausbaupfad nach § 3 des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes zu installierenden Leis-
tung nicht überschreiten,

3. zusätzliche Anforderungen an die Zahlung der
Marktprämie nach dieser Verordnung für Anlagen,
die im Bundesgebiet oder im Staatsgebiet eines an-
deren Mitgliedstaats der Europäischen Union Zah-
lungen aufgrund der gemeinsamen oder geöffneten
Ausschreibung erhalten; hierbei können auch An-
forderungen an die Flächen geregelt werden, die als
Voraussetzungen für Zahlungen erfüllt sein müssen,

4. abweichend von § 6 die Anforderungen an die Ge-
bote und abweichend von § 6 Absatz 3 die nied-
rigste und höchste Gebotsmenge pro Gebot, wobei
die höchste Gebotsmenge 10 Megawatt nicht über-
schreiten darf,

5. den Ausschluss eines Gebots, sofern der Bieter für
das Projekt vor der Gebotsabgabe Investitionsbei-
hilfen in Anspruch genommen hat,

6. abweichend von § 7 die Höhe der Sicherheiten und
abweichend von § 34 die Höhe der Pönalen,

7. abweichend von § 9 einen niedrigeren Höchstwert
bei einer gemeinsamen Ausschreibung,

8. die Erhebung von Gebühren,

9. abweichend von § 14 das Verfahren zur Ermittlung
des Zuschlagswerts bei geöffneten Ausschreibun-
gen,

10. die Ausstellung von Herkunftsnachweisen und die
Einbeziehung des Stroms im Rahmen der Strom-
kennzeichnung,

11. den gegenseitigen Informationsaustausch und die
Mitwirkungspflichten von Netz- und Anlagenbetrei-
bern,

12. die Benennung einer Stelle im Kooperationsstaat,
die die Anforderungen nach § 26 Absatz 1, die An-
gaben nach § 21 und die jährlichen Abrechnungs-
daten prüfen und geeignete Nachweise verlangen
muss,

13. die Verringerung des anzulegenden Werts nach Ab-
lauf von bestimmten Fristen oder abhängig vom
Standort der errichteten Freiflächenanlage, wobei
insbesondere festgelegt werden kann, dass die Ver-
ringerung nach § 28 Absatz 3 auf Null abgesenkt
oder auf bis zu 1 Cent pro Kilowattstunde erhöht
wird, und

14. bei gemeinsamen Ausschreibungen die ausschrei-
bende Stelle und das Verfahren zur Zuordnung der
bezuschlagten Gebote nach § 15 Absatz 1 Satz 1.

(3) In den völkerrechtlichen Vereinbarungen muss
geregelt werden, dass ein Zahlungsanspruch für Strom
aus Freiflächenanlagen im Bundesgebiet nach dem
Fördersystem des Kooperationsstaates nur besteht,
wenn der Betreiber der Freiflächenanlage seinen An-
spruch nach § 18 der Stromnetzentgeltverordnung
nicht geltend gemacht hat.

(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie soll in den völkerrechtlichen Vereinbarungen mit
dem Kooperationsstaat die finanzielle Aufteilung der
Kosten und die Anrechnung des Stroms aus Freiflä-
chenanlagen, die aufgrund der gemeinsamen oder ge-
öffneten Ausschreibung Zahlungen erhalten, auf die na-
tionalen Gesamtziele nach Artikel 3 Absatz 2 der Richt-
linie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates unter Beachtung der Vorgaben des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes regeln.

(5) Die Ausschreibungsvolumen und die Gebotster-
mine werden jeweils nach Abschluss einer völkerrecht-
lichen Vereinbarung von der Bundesnetzagentur im
Bundesanzeiger veröffentlicht.
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Te i l 8

D a t e n s c h u t z , R e c h t s s c h u t z

§ 44

Datenübermittlung

(1) Dem Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie, dem Umweltbundesamt und der für die Ausschrei-
bung zuständigen Stelle im Kooperationsstaat ist auf
Verlangen jederzeit Auskunft über sämtliche aufgrund
dieser Verordnung gespeicherten Daten einschließlich
personenbezogener Daten zu erteilen, soweit dies für
die Durchführung dieser Verordnung oder die Erfüllung
von Berichtspflichten der Bundesrepublik Deutschland
oder des Kooperationsstaates gegenüber den Organen
der Europäischen Union erforderlich ist.

(2) Die ausschreibende Stelle darf die aufgrund die-
ser Verordnung gespeicherten Daten an Netzbetreiber
übermitteln, soweit dies für die Abwicklung und Über-
wachung der Zahlung nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz erforderlich ist.

§ 45

Löschung von Daten

Die aufgrund dieser Verordnung gespeicherten Daten
sind unverzüglich zu löschen, wenn sie für die Durch-
führung oder Überwachung der Ausschreibungen und
des Zahlungsanspruchs von Freiflächenanlagen nicht
mehr erforderlich sind.

§ 46

Rechtsschutz

(1) Gerichtliche Rechtsbehelfe im Zuschlags- oder
Zahlungsberechtigungsverfahren sind nur mit dem Ziel
zulässig, die ausschreibende Stelle zur Erteilung eines
Zuschlags oder einer Zahlungsberechtigung zu ver-
pflichten. Rechtsbehelfe nach Satz 1 sind begründet,
soweit der Rechtsbehelfsführer im Zuschlagsverfahren
ohne den Rechtsverstoß einen Zuschlag erhalten hätte.
Die ausschreibende Stelle erteilt bei einem Rechtsbe-
helf nach Satz 1 über das nach dieser Verordnung be-
stimmte Ausschreibungsvolumen hinaus einen entspre-
chenden Zuschlag, soweit das Begehren des Rechts-
behelfsführers Erfolg hat und sobald die gerichtliche
Entscheidung formell rechtskräftig ist. Im Übrigen bleibt
der gerichtliche Rechtsschutz unberührt.

(2) Die Erteilung eines Zuschlags oder die Ausstel-
lung einer Zahlungsberechtigung haben unabhängig
von einem Rechtsschutzverfahren Dritter nach Absatz 1
Bestand. Die Anfechtung eines Zuschlags oder einer
Zahlungsberechtigung durch Dritte ist nicht zulässig.

(3) Für alle Rechtsstreitigkeiten gegen eine inländi-
sche ausschreibende Stelle oder einen zur Zahlung ver-
pflichteten inländischen Netzbetreiber nach § 26 Ab-
satz 2 sind die Gerichte der Bundesrepublik Deutsch-
land ausschließlich zuständig, unabhängig davon, ob
sich die Anlagen im Bundesgebiet oder im Staatsgebiet
des Kooperationsstaates befinden.
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Anlage
(zu § 27 Absatz 2)

Höhe der Marktprämie für Strom aus Freiflächenanlagen,
die Strom in ein Netz außerhalb der Preiszone der Bundesrepublik Deutschland einspeisen

1. Berechnung der Marktprämie

1.1 Im Sinn dieser Anlage ist:

– „MPFreifläche/Kooperationsstaat“ die Höhe der Marktprämie nach § 27 Absatz 2 in Verbindung mit § 34 Absatz 2
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in Cent pro Kilowattstunde,

– „AW“ der anzulegende Wert nach den §§ 28 und 29,

– „MWFreifläche/Kooperationsstaat“ der jeweilige Monatsmarktwert in Cent pro Kilowattstunde.

1.2 Die Höhe der Marktprämie nach § 27 Absatz 2 in Verbindung mit § 34 Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes („MP“) in Cent pro Kilowattstunde direkt vermarkteten und tatsächlich eingespeisten Stroms wird
nach der folgenden Formel berechnet:

MPFreifläche/Kooperationsstaat = AW – MWFreifläche/Kooperationsstaat.

Ergibt sich bei der Berechnung ein Wert kleiner null, wird abweichend von Satz 1 der Wert
„MPFreifläche/Kooperationsstaat“ mit dem Wert null festgesetzt.

2. Berechnung des Monatsmarktwerts „MW“

2.1 „MWFreifläche/Kooperationsstaat“ berechnet sich wie folgt:

2.1.1 Für jede Stunde eines Kalendermonats wird der durchschnittliche Wert der Stundenkontrakte am Spot-
markt der nach § 27 Absatz 2 Satz 2 festgelegten Strombörse für die jeweilige Preiszone des Koope-
rationsstaats, in der die Anlage errichtet worden ist, mit der Menge des in dieser Stunde nach der
Online-Hochrechnung nach Anlage 1 Nummer 3.1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der Bundes-
republik Deutschland erzeugten Stroms aus Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungs-
energie multipliziert.

2.1.2 Die Ergebnisse für alle Stunden dieses Kalendermonats werden summiert.

2.1.3 Diese Summe wird dividiert durch die Menge des in dem gesamten Kalendermonat nach der Online-
Hochrechnung nach der Anlage 1 Nummer 3.1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der Bundesrepu-
blik Deutschland erzeugten Stroms aus Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsener-
gie.

3. Veröffentlichung der Berechnung

3.1 Die Bundesnetzagentur oder eine vom Kooperationsstaat benannte Stelle muss bis zum Ablauf des fünfzehn-
ten Werktags des Folgemonats auf einer Internetseite auf drei Stellen nach dem Komma gerundet folgende
Daten in nicht personenbezogener Form veröffentlichen:

a) den Wert der Stundenkontrakte am Spotmarkt der nach § 27 Absatz 2 Satz 2 festgelegten Strombörse für
die Preiszone des Kooperationsstaats für jeden Kalendertag in stündlicher Auflösung,

b) den Wert „MWFreifläche/Kooperationsstaat“ nach Maßgabe der Nummer 2.1.

Die Internetseite wird auf der Internetseite der Bundesnetzagentur bei der Bekanntgabe der Ausschreibung
nach § 5 angegeben.

3.2 Soweit die Daten nach Nummer 3.1 nicht bis zum Ablauf des fünfzehnten Werktags des Folgemonats verfüg-
bar sind, sind sie unverzüglich in nicht personenbezogener Form auf der Internetseite nach Nummer 3.1 Satz 2
zu veröffentlichen, sobald sie verfügbar sind.
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Artikel 2

Änderung der
Anlagenregisterverordnung

§ 11 der Anlagenregisterverordnung vom 1. August
2014 (BGBl. I S. 1320), die zuletzt durch Artikel 3 der
Verordnung vom 17. Februar 2015 (BGBl. I S. 146) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „hat
über Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biomas-
se, Windenergie an Land und solarer Strahlungs-
energie“ die Wörter „, deren Standort sich im Bun-
desgebiet befindet,“ eingefügt.

2. In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „aller“ die
Wörter „im Bundesgebiet“ eingefügt.

Artikel 3

Änderung der Freiflächen-
ausschreibungsgebührenverordnung

Die Freiflächenausschreibungsgebührenverordnung
vom 6. Februar 2015 (BGBl. I S. 108, 120) wird wie folgt
geändert:

1. In § 1 Absatz 1 werden nach den Wörtern „§ 3 der
Freiflächenausschreibungsverordnung“ die Wörter
„und § 4 der Grenzüberschreitende-Erneuerbare-
Energien-Verordnung“ eingefügt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 wird das Wort „oder“ durch ein
Komma ersetzt.

bb) In Nummer 3 wird der Punkt durch ein
Komma ersetzt.

cc) Der Nummer 3 werden folgende Nummern 4
bis 6 angefügt:

„4. nach § 6 Absatz 7 der Grenzüberschrei-
tende-Erneuerbare-Energien-Verordnung
zurückgenommen worden ist,

5. nach § 11 der Grenzüberschreitende-Er-
neuerbare-Energien-Verordnung ausge-
schlossen worden ist oder

6. im Rahmen des Zuschlagsverfahrens
nach § 13 Absatz 2 und 3 der Grenzüber-
schreitende-Erneuerbare-Energien-Verord-
nung nicht bezuschlagt worden ist.“

b) In Absatz 2 werden nach den Wörtern „Ausstel-
lung von Förderberechtigungen“ die Wörter „oder
nach § 21 der Grenzüberschreitende-Erneuerba-
re-Energien-Verordnung auf Ausstellung von Zah-
lungsberechtigungen“ eingefügt.

3. Die Anlage wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden nach den Wörtern „14 der
Freiflächenausschreibungsverordnung“ die Wör-
ter „oder § 13 der Grenzüberschreitende-Erneuer-
bare-Energien-Verordnung“ eingefügt.

b) In Nummer 2 werden nach den Wörtern „§ 23 der
Freiflächenausschreibungsverordnung“ die Wör-
ter „oder von Zahlungsberechtigungen nach
§ 22 oder § 23 der Grenzüberschreitende-Erneu-
erbare-Energien-Verordnung“ eingefügt.

Artikel 4

Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung

in Kraft.

Berlin, den 11. Juli 2016

D i e B u n d e s k a n z l e r i n
Dr. A n g e l a M e r k e l

D e r B u n d e sm i n i s t e r
f ü r W i r t s c h a f t u n d E n e r g i e

S i g m a r G a b r i e l
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